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Erläuterungen: 

Bodenversiegelung bezeichnet den Anteil des versiegelten Bodens im Vergleich zur gesamten Kantonsfläche. Als versiegelt gelten gemäss Arealstatistik Gebäude, befestigte Areale, 

Strassen und Gewässervorland. Gewässer werden aus der Betrachtung ausgeschlossen (inkl. befestigte Wasserbecken). Ab 2004 erfolgte eine differenzierte Erfassung der Boden-

bedeckung: Teile der bisher als rein humusierte Flächen/Gartenanlagen betrachteten Flächen wurden als versiegelte Flächen ausgewiesen. Bis 2008 erfolgten weitere Anpassungen 

in der amtlichen Vermessung. 

Quellen: Arealstatistik Basel-Stadt , Grundbuch- und Vermessungsamt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 92 70, www.gva.bs.ch  

Weiterführende Informationen: 

� Bodennutzung im Kanton Basel-Stadt, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t02/1 

� Kantonaler Richtplan http://www.richtplan.bs.ch/download.htm  

� Nachhaltigkeitsbericht der Stadt Zürich, Fachstelle für Stadtentwicklung Zürich, http://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/stadt-_und_quartierentwicklung.html 

� Genereller Entwässerungsplan (GEP). http://www.bafu.admin.ch/gewaesserschutz/01295/01303/01304/index.html?lang=de 
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Altersquotient 

 

Unter einem nachhaltigen Gesichtspunkt ist eine Bevölkerungsentwicklung wünschbar, die eine gerechte Las-
tenverteilung erlaubt. Die Anzahl Personen im erwerbsfähigen Alter sollte – nicht zuletzt wegen der Finanzierung 
der Sozialwerke – in einem für die Gesellschaft tragbaren Verhältnis zu den übrigen Personen stehen. Der Al-
tersquotient als Indikator für die demografische Alterung der Bevölkerung zeigt auf, wie sich der Anteil der über 
65-Jährigen im Vergleich zur Bevölkerung zwischen 20 und 64 Jahren entwickelt. Je höher der Quotient, desto 
mehr spricht man von einer Alterung der Wohnbevölkerung. 

Ziel: Ausgeglichenes Verhältnis zwischen den Generationen 

Zum Stand der Dinge 

Von 1985 an stieg der Altersquotient in Basel-Stadt bis 

zu einem Maximum von 33,9 % im Jahr 2001 (Abb. 39). 

Seither sank der Quotient wieder auf einen Wert von 

32 % für das Jahr 2009. Der aktuellste verfügbare Ver-

gleichswert für die Gesamtschweiz lag im Jahr 2008 bei 

26,6 %.  

Der Jugendquotient widerspiegelt das Potenzial der Be-

völkerungsentwicklung für die nächsten Jahre. Er er-

reichte in Basel-Stadt seinen tiefsten Stand in den Jah-

ren 1987 bis 1990 mit jeweils 24,7 %. Danach stieg er 

bis 1999 auf 28,2 % an (Abb. 40). Seither ist die Ten-

denz wieder sinkend. 2009 betrug der Jugendquotient 

25,7 %. Analog zum Altersquotienten besteht im Ver-

gleich zur gesamtschweizerischen Wohnbevölkerung 

eine beträchtliche Abweichung: 2008 betrug der Ju-

gendquotient der Schweiz 34,1 %.  

Zur Analyse der Bevölkerung dient als weiterer Hilfsin-

dikator die Wohnbevölkerung. Sie hat im Kanton Basel-

Stadt in den Jahren 1985 bis 2007 deutlich abgenom-

men, nämlich um rund 7 % von 202 113 auf 187 684 

Einwohner/-innen (Abb. 41). In den beiden letzten Jah-

ren ist wieder ein Anstieg der Wohnbevölkerung zu ver-

zeichnen. Im Jahr 2009 wurde erstmals seit zehn Jah-

ren wieder die Grenze von 190 000 Einwohner/-innen 

überschritten.  

Blick in die Zukunft  

Ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den Generatio-

nen bleibt auch in Zukunft wichtig und ist entscheidend 

für die Stabilität der Steuereinnahmen und der Sozial-

versicherungen. Ein hoher Anteil an Erwerbstätigen im 

Alter zwischen 20 und 64 Jahren an der Gesamtbevöl-

kerung sichert die künftigen Steuereinnahmen und die 

Beiträge an die Sozialversicherungen. 

Das Trendszenario des Bundesamts für Statistik (BFS) 

für den Kanton Basel-Stadt zeigt bis ins Jahr 2030 eine 

Zunahme des Altersquotienten auf 40,4 %. Dieser An-

stieg ist einerseits auf rückläufige Geburtenzahlen und 

andererseits auf eine steigende Lebenserwartung der 

Bevölkerung zurückzuführen. Die effektive Bevölke-

rungsentwicklung im Kanton während der letzten Jahre 

zeigt aber eine klare Abweichung von der BFS-

Prognose. Dies ist hauptsächlich auf die Unterschät-

zung der internationalen Einwanderung zurückzuführen. 

Da demographische Entwicklungen nur langfristig zu 

beeinflussen sind, ist es auch in Zukunft wichtig, die Att-

raktivität des Kantons für Familien (u.a. verbesserte 

Betreuungsstrukturen) zu steigern. Im zweiten Famili-

enbericht vom Mai 2005 wurden entsprechende Mass-

nahmenvorschläge zur Verbesserung der Situation der 

Familien formuliert. Aktuelle Hinweise für die Familien-

politik sind von den Ergebnissen der Familienbefragung 

2009 zu erwarten. 

Generell erwachsen aus den demographischen Verän-

derungen erhebliche Anforderungen an die kantonale 

Politik. Deshalb muss der «demographische Blick» in 

der politischen Planung in alle Themenbereiche einflies-

sen. Nur so kann eine der Bevölkerungsstruktur ange-

passte Infrastruktur im Gesundheits-, Bildungs- und Ar-

beitsmarktsektor bereitgestellt werden.  

 

 

 

 

 
 
 

Erläuterungen: 

Der Altersquotient bezeichnet das Verhältnis der über 64-Jährigen zur Anzahl Personen im Alter von 20 bis 64 Jahren, der Jugendquotient bezeichnet das Verhältnis der unter 20-

Jährigen zur Anzahl Personen im Alter von 20 bis 64 Jahren. 

Quellen: Bevölkerungsstatistik, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 87 27, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t01 

Weiterführende Informationen: 

 Erziehungsdepartement, Abteilung Jugend- und Familienförderung, 061 267 80 07, Grundlagen zur Familienpolitik: http://www.ed-bs.ch/jfs/JFF/dokumente  
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Stadt in den Jahren 1985 bis 2007 deutlich abgenom-

men, nämlich um rund 7 % von 202 113 auf 187 684 

Einwohner/-innen (Abb. 41). In den beiden letzten Jah-
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ren wieder die Grenze von 190 000 Einwohner/-innen 

überschritten.  
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Ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den Generatio-

nen bleibt auch in Zukunft wichtig und ist entscheidend 

für die Stabilität der Steuereinnahmen und der Sozial-

versicherungen. Ein hoher Anteil an Erwerbstätigen im 

Alter zwischen 20 und 64 Jahren an der Gesamtbevöl-

kerung sichert die künftigen Steuereinnahmen und die 

Beiträge an die Sozialversicherungen. 
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für den Kanton Basel-Stadt zeigt bis ins Jahr 2030 eine 
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stieg ist einerseits auf rückläufige Geburtenzahlen und 

andererseits auf eine steigende Lebenserwartung der 

Bevölkerung zurückzuführen. Die effektive Bevölke-
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politik sind von den Ergebnissen der Familienbefragung 

2009 zu erwarten. 
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Erläuterungen: 

Der Altersquotient bezeichnet das Verhältnis der über 64-Jährigen zur Anzahl Personen im Alter von 20 bis 64 Jahren, der Jugendquotient bezeichnet das Verhältnis der unter 20-

Jährigen zur Anzahl Personen im Alter von 20 bis 64 Jahren. 

Quellen: Bevölkerungsstatistik, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 87 27, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t01 

Weiterführende Informationen: 

 Erziehungsdepartement, Abteilung Jugend- und Familienförderung, 061 267 80 07, Grundlagen zur Familienpolitik: http://www.ed-bs.ch/jfs/JFF/dokumente  
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Existenzsicherung 

 

Die Sicherung der materiellen Existenz der gesamten Bevölkerung ist eine wesentliche Voraussetzung für eine 

nachhaltige Entwicklung. Nebst Sozialversicherungsleistungen und verschiedenen zielgerichteten Unterstüt-

zungsleistungen (z.B. Prämienverbilligung, Ausbildungsbeiträge) richtet der Staat existenzsichernde, finanzielle 

Leistungen an bedürftige Personen aus. Unter Empfängerinnen und Empfängern existenzsichernder Leistungen 

wird hier derjenige Anteil der Wohnbevölkerung ausgewiesen, der Sozialhilfe oder Ergänzungsleistungen zur 

AHV oder IV erhält. Idealerweise ist diese Quote möglichst tief. 

Ziel: Existenzsicherung für alle Gruppen der Gesellschaft 

Zum Stand der Dinge 

In Basel waren im Jahr 2008 rund 21 100 Personen auf 

staatliche existenzsichernde Unterstützung angewiesen. 

Rund 8 200 Personen beziehen direkte Sozialhilfe und 

gut 12 900 Ergänzungsleistungen zur AHV oder IV. Der 

Anteil unterstützter Personen an der gesamten Bevölke-

rung beträgt somit 11,4 %. Von 1999 (7,9 %) bis 2006 

(12,2 %) stieg dieser Anteil stetig an. In den Jahren 

2007 (11,5 %) und 2008 (11,4 %) sank er wieder 

(Abb. 42). Der leichte Rückgang der Quote in den Jah-

ren 2007 und 2008 ist auf einen klaren Rückgang bei 

den Sozialhilfebeziehenden zurückzuführen. Bei den 

Ergänzungsleistungen zur AHV und IV ist hingegen in 

den letzten Jahren eine konstante Zunahme zu ver-

zeichnen. 

Besondere Aufmerksamkeit muss der Problematik der 

über 50-Jährigen Sozialhilfebeziehenden entgegen ge-

bracht werden. Es handelt sich um Menschen, die auf-

grund ihrer ungenügenden Qualifikationen, gesundheit-

lichen Problemen oder langjähriger Arbeitslosigkeit ge-

ringe oder gar keine Chancen auf Integration in den re-

gulären Arbeitsmarkt haben. Ebenso bedürfen die Al-

tersgruppen bis 25 Jahre weiterhin spezifischer Mass-

nahmen. Dies nicht als Folge gesundheitlicher Proble-

me, sondern aufgrund von Schwierigkeiten beim Zu-

gang zum Lehrstellen- und Arbeitsmarkt. Die hohe An-

zahl junger Betroffener ist gerade deshalb problema-

tisch, weil für diese Altersgruppe eine erfolgreiche Integ-

ration in den Arbeitsmarkt von grösster Bedeutung für 

eine nachhaltige Lebensgestaltung ist. Von 1999 bis 

2005 stieg die Sozialhilfequote der 18- bis 25-Jährigen 

in Basel deutlich an (Abb. 43). Ähnlich verläuft die Ent-

wicklung in Zürich, allerdings auf einem tieferen Niveau.  

Seit 2006 nimmt in Basel-Stadt die Sozialhilfequote 

wieder ab und steht im Jahr 2008 bei 8,5 %, d.h. auf 

100 junge Erwachsene entfallen rund neun Sozialhilfe-

bezüger/-innen. Dies ist auf die bessere Arbeitsplatzsi-

tuation sowie auf die Anstrengungen des Kantons zur 

Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit zurückzuführen. 

Im Vergleich mit den Städten Zürich und Bern weist Ba-

sel in den letzten Jahren aber weiterhin die höchsten 

Werte auf.  

Die Anzahl unterstützter Personen mit Prämienverbilli-

gung (exkl. Sozialhilfe- und Ergänzungsleistungsbezie-

hende) schwankte in den letzten zehn Jahren zwischen 

25 000 und 30 000 (Abb. 44). 

Blick in die Zukunft 

Ein weiterer Anstieg der existenzsichernden Leistungen 

ist aus finanz-, aber auch sozialpolitischen Gründen 

nicht wünschenswert. Die Entwicklung der Fallzahlen 

bei der Sozialhilfe hängt indessen stark von der Situati-

on auf dem Arbeitsmarkt sowie der Regelung der Ar-

beitslosen- und Invalidenversicherung ab. Der Kanton 

Basel-Stadt legt im Bereich der sozialen Sicherheit be-

sonderes Gewicht auf Massnahmen, welche die Eigen-

verantwortung und die Leistungsfähigkeit seiner Ein-

wohner/-innen im Interesse des Einzelnen und der Ge-

sellschaft stärken und nutzbar machen. Besonders 

wichtig sind die Integration junger Erwachsener in den 

Arbeitsmarkt und die Bekämpfung der Familienarmut. 

Dabei spielen Massnahmen zur Bekämpfung der Ar-

beitslosigkeit, Investitionen in (Aus-)Bildung sowie die 

Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf eine 

wichtige Rolle.  
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Erläuterungen:  

Die Empfänger/-innen von Leistungen der Existenzsicherung zeigen denjenigen Anteil der Wohnbevölkerung, der im Dezember des jeweiligen Jahres Sozialhilfe oder Ergänzungsleis-

tungen zur AHV oder IV empfing. Bei der Berechnung der Sozialhilfequote nach alter Methode basieren die Angaben zu den Ergänzungsleistungen zur AHV bzw. IV auf Fallzahlen, 

die anhand eines Faktors zu Personenzahlen umgerechnet werden. Bei der neuen Berechnungsmethode werden direkt die erfassten Personenzahlen zur Berechnung der Quote 

verwendet. Die Sozialhilfequote der 18- bis 25-Jährigen beschreibt die kumulierte Anzahl Sozialhilfebezügerinnen und -bezüger (inkl. Fremdplatzierte) der 18- bis 25-Jährigen im Ver-

hältnis zu allen 18- bis 25-Jährigen im entsprechenden Jahr. 

Quellen: Sozialhilfestatistik und Statistik zu Ergänzungsleistungen der AHV/IV, Bericht der Städteinitiative Sozialpolitik: Kennzahlenvergleich zur Sozialhilfe in Schweizer Städten, Be-

richtsjahr 2008; http://staedteinitiative.ch/de/Info/Kennzahlen_Sozialhilfe/Kennzahlenbericht_aktuell 

Weiterführende Informationen: 

 Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Soziale Sicherheit - Sozialkennzahlen 2008, Tel. 061 267 87 27, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t13 

 Departement für Wirtschaft, Soziales und Umwelt, Amt für Sozialbeiträge des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 86 65/6, www.asb.bs.ch 

 Departement für Wirtschaft, Soziales und Umwelt, Sozialhilfe der Stadt Basel, Tel. 061 685 16 00, www.sozialhilfe.adminbs.ch 

 Departement für Wirtschaft, Soziales und Umwelt, Strategiegruppe Jugendarbeitslosigkeit, http://www.jugendarbeitslosigkeit.bs.ch/ 
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Erläuterungen:  

Die Empfänger/-innen von Leistungen der Existenzsicherung zeigen denjenigen Anteil der Wohnbevölkerung, der im Dezember des jeweiligen Jahres Sozialhilfe oder Ergänzungsleis-

tungen zur AHV oder IV empfing. Bei der Berechnung der Sozialhilfequote nach alter Methode basieren die Angaben zu den Ergänzungsleistungen zur AHV bzw. IV auf Fallzahlen, 

die anhand eines Faktors zu Personenzahlen umgerechnet werden. Bei der neuen Berechnungsmethode werden direkt die erfassten Personenzahlen zur Berechnung der Quote 

verwendet. Die Sozialhilfequote der 18- bis 25-Jährigen beschreibt die kumulierte Anzahl Sozialhilfebezügerinnen und -bezüger (inkl. Fremdplatzierte) der 18- bis 25-Jährigen im Ver-

hältnis zu allen 18- bis 25-Jährigen im entsprechenden Jahr. 

Quellen: Sozialhilfestatistik und Statistik zu Ergänzungsleistungen der AHV/IV, Bericht der Städteinitiative Sozialpolitik: Kennzahlenvergleich zur Sozialhilfe in Schweizer Städten, Be-

richtsjahr 2008; http://staedteinitiative.ch/de/Info/Kennzahlen_Sozialhilfe/Kennzahlenbericht_aktuell 

Weiterführende Informationen: 

� Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Soziale Sicherheit - Sozialkennzahlen 2008, Tel. 061 267 87 27, http://www.statistik-bs.ch/tablorama/t13 

� Departement für Wirtschaft, Soziales und Umwelt, Amt für Sozialbeiträge des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 86 65/6, www.asb.bs.ch 

� Departement für Wirtschaft, Soziales und Umwelt, Sozialhilfe der Stadt Basel, Tel. 061 685 16 00, www.sozialhilfe.adminbs.ch 

� Departement für Wirtschaft, Soziales und Umwelt, Strategiegruppe Jugendarbeitslosigkeit, http://www.jugendarbeitslosigkeit.bs.ch/ 
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Erläuterungen:  

Die Empfänger/-innen von Leistungen der Existenzsicherung zeigen denjenigen Anteil der Wohnbevölkerung, der im Dezember des jeweiligen Jahres Sozialhilfe oder Ergänzungsleis-

tungen zur AHV oder IV empfing. Bei der Berechnung der Sozialhilfequote nach alter Methode basieren die Angaben zu den Ergänzungsleistungen zur AHV bzw. IV auf Fallzahlen, 

die anhand eines Faktors zu Personenzahlen umgerechnet werden. Bei der neuen Berechnungsmethode werden direkt die erfassten Personenzahlen zur Berechnung der Quote 

verwendet. Die Sozialhilfequote der 18- bis 25-Jährigen beschreibt die kumulierte Anzahl Sozialhilfebezügerinnen und -bezüger (inkl. Fremdplatzierte) der 18- bis 25-Jährigen im Ver-

hältnis zu allen 18- bis 25-Jährigen im entsprechenden Jahr. 

Quellen: Sozialhilfestatistik und Statistik zu Ergänzungsleistungen der AHV/IV, Bericht der Städteinitiative Sozialpolitik: Kennzahlenvergleich zur Sozialhilfe in Schweizer Städten, Be-

richtsjahr 2008; http://staedteinitiative.ch/de/Info/Kennzahlen_Sozialhilfe/Kennzahlenbericht_aktuell 

Weiterführende Informationen: 

 Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Soziale Sicherheit - Sozialkennzahlen 2008, Tel. 061 267 87 27, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t13 

 Departement für Wirtschaft, Soziales und Umwelt, Amt für Sozialbeiträge des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 86 65/6, www.asb.bs.ch 

 Departement für Wirtschaft, Soziales und Umwelt, Sozialhilfe der Stadt Basel, Tel. 061 685 16 00, www.sozialhilfe.adminbs.ch 

 Departement für Wirtschaft, Soziales und Umwelt, Strategiegruppe Jugendarbeitslosigkeit, http://www.jugendarbeitslosigkeit.bs.ch/ 
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Gesundheitszustand 

 

Der Gesundheitszustand ist ein wichtiges Element der Lebensqualität und ein Massstab für gesunde Lebensbe-
dingungen. Gemäss der Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist Gesundheit mit körperlichem, psychischem und 
sozialem Wohlbefinden gleichzusetzen. Die Bevölkerungsbefragung zeigt, dass die Menschen die Wichtigkeit ih-
rer Gesundheit erkennen und sich entsprechend gesundheitsfördernd verhalten. Eine gesunde Bevölkerung ver-
ursacht letztlich weniger Gesundheitskosten.  

Ziel: Gesunde Lebensbedingungen für die Bevölkerung 

Zum Stand der Dinge 

Wie aus der Schweizerischen Gesundheitsbefragung im 

Jahr 2002 hervorgeht, schätzen 79,7 % der Bevölke-

rung im Kanton Basel-Stadt ihren Gesundheitszustand 

als «gut» oder «sehr gut» ein (Abb. 45). Im Vergleich 

zur Befragung im Jahr 1992 ging dieser Anteil leicht zu-

rück; 1992 schätzten noch 81,4 % ihre Gesundheit ent-

sprechend ein. Die Basler Werte liegen unter dem ge-

samtschweizerischen Mittel: In der ganzen Schweiz 

fühlten sich im Jahr 1992 87 % der Männer und 83 % 

der Frauen gesundheitlich «gut» oder «sehr gut». Im 

Jahr 2002 lagen die Werte mit 88 % bei den Männern 

und 84 % bei den Frauen noch höher. 

Der selbst eingeschätzte Gesundheitszustand variiert 

bei den verschiedenen Altersgruppen (Abb. 46). Der An-

teil an Personen, die ihre Gesundheit als «gut» oder 

«sehr gut» einschätzen, ist zwischen dem 15. und 34. 

Lebensjahr am höchsten und nimmt danach mit zuneh-

mendem Alter ab.  

Die Gesundheitsbefragung zeigt auch, dass die Basler 

Bevölkerung im Vergleich zum Schweizer Mittel häufiger 

unter mehreren verschiedenen gesundheitlichen Prob-

lemen leidet. Über ein Drittel der Kantonsbevölkerung 

ist übergewichtig, was einen Risikofaktor für Herz-

Kreislauf-Erkrankungen darstellt. Über dem Schweizer 

Durchschnitt liegt Basel-Stadt auch in Bezug auf Ge-

sundheitsprobleme in den Bereichen psychische Be-

schwerden, Stürze im Alter und Bluthochdruck. Auch 

beim Zigarettenkonsum liegt Basel über dem Schweizer 

Durchschnitt. Es besteht somit ein erhebliches Potenzial 

für Prävention und Gesundheitsförderung im Kanton. 

 

Blick in die Zukunft  

Wohlbefinden im Sinne der Definition der WHO setzt 

nebst einer guten Gesundheitsversorgung auch wir-

kungsvolle Massnahmen in der Gesundheitsförderung 

und Prävention voraus: Dazu gehören unter anderem 

Projekte zu Themen wie Bewegung, Sport, Ernährung, 

Suchtmittelkonsum und psychische Gesundheit. Diesen 

Aspekten wird in den nächsten Jahren weiterhin grosse 

Bedeutung zukommen, denn der Gesundheitszustand 

wird deutlich häufiger durch Lebensstil, berufliche Tätig-

keit, Gewohnheiten und andere gesellschaftliche Fakto-

ren beeinflusst, als durch eine gute Gesundheitsversor-

gung.  

Die Abteilung Gesundheitsförderung und Prävention 

des Gesundheitsdepartements ist seit 2005 die Fach-

stelle, welche sich mit der Gesundheit der Einwohner/-

innen im Kanton beschäftigt und diese gezielt fördert. 

Mit massgeschneiderten Aktivitäten unterstützt die Ab-

teilung Menschen aus allen Altersgruppen gezielt und 

individuell. Nach wie vor liegt ein Hauptaugenmerk auf 

Kindern und Jugendlichen, die zunehmend an Überge-

wicht und psychosomatischen Störungen leiden. Lang-

fristig angelegte Präventionskampagnen sind dazu be-

reits im Gang und werden kontinuierlich ausgebaut. Als 

Basis für die Programme dienen vor allem die Ergebnis-

se der kantonalen Gesundheitsbefragung der erwach-

senen Bevölkerung sowie regelmässige Befragungen 

von Eltern mit Kindern im Kindergarten und in der Pri-

marschule sowie Jugendlichen. 

Aktuelle Zahlen zum Gesundheitszustand der erwachs-

nen Kantonsbevölkerung und den determinierenden 

Faktoren wird die nächste Schweizerische Gesund-

heitsbefragung im Jahr 2011 liefern. 

 

Erläuterungen: 

Sehr guter bzw. guter Gesundheitszustand bezeichnet den Anteil der Bevölkerung, der laut Befragung den eigenen Gesundheitszustand als «sehr gut» oder «gut» einschätzt. Der 

Wert widerspiegelt das persönliche Wohlbefinden der Bevölkerung. Erfahrungsgemäss besteht ein enger Zusammenhang zwischen der selbst beurteilten Gesundheit und dem Ster-

berisiko sowie zwischen der selbst beurteilten Gesundheit und der persönlichen Voraussage von Erkrankung und körperlichen Einschränkungen. 

Quellen: Schweizerische Gesundheitsbefragung 1992/93 und 2002, Bundesamt für Statistik, www.bfs.admin.ch 

Weiterführende Informationen: 

 Gesundheitsdienste des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 95 26/28, www.gesundheitsdienste.bs.ch, http://www.gesundheitsdienste.bs.ch/gp_ber_kinder-

und_jugendgesundheitsbericht_2010.pdf 

 Gesundheit beider Basel, Daten und Fakten zu den Spitälern und Sozialmedizinischen Institutionen, Statistisches Amt des Kantons Basel-Landschaft, http://www.statistik.bl.ch/  

 Bevölkerungsbefragung des Kantons Basel-Stadt 2007, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 87 27, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t14 



Zukunft�Basel�konkret�� Gesellschaft

53

Gesellschaft  Zukunft Basel konkret 

52 

Anteil der Bevölkerung mit sehr gutem bzw. gutem Gesundheitszustand (gemäss Selbsteinschätzung) 
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Gesundheitszustand 

 

Der Gesundheitszustand ist ein wichtiges Element der Lebensqualität und ein Massstab für gesunde Lebensbe-
dingungen. Gemäss der Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist Gesundheit mit körperlichem, psychischem und 
sozialem Wohlbefinden gleichzusetzen. Die Bevölkerungsbefragung zeigt, dass die Menschen die Wichtigkeit ih-
rer Gesundheit erkennen und sich entsprechend gesundheitsfördernd verhalten. Eine gesunde Bevölkerung ver-
ursacht letztlich weniger Gesundheitskosten.  

Ziel: Gesunde Lebensbedingungen für die Bevölkerung 

Zum Stand der Dinge 

Wie aus der Schweizerischen Gesundheitsbefragung im 

Jahr 2002 hervorgeht, schätzen 79,7 % der Bevölke-

rung im Kanton Basel-Stadt ihren Gesundheitszustand 

als «gut» oder «sehr gut» ein (Abb. 45). Im Vergleich 

zur Befragung im Jahr 1992 ging dieser Anteil leicht zu-

rück; 1992 schätzten noch 81,4 % ihre Gesundheit ent-

sprechend ein. Die Basler Werte liegen unter dem ge-

samtschweizerischen Mittel: In der ganzen Schweiz 

fühlten sich im Jahr 1992 87 % der Männer und 83 % 

der Frauen gesundheitlich «gut» oder «sehr gut». Im 

Jahr 2002 lagen die Werte mit 88 % bei den Männern 

und 84 % bei den Frauen noch höher. 

Der selbst eingeschätzte Gesundheitszustand variiert 

bei den verschiedenen Altersgruppen (Abb. 46). Der An-

teil an Personen, die ihre Gesundheit als «gut» oder 

«sehr gut» einschätzen, ist zwischen dem 15. und 34. 

Lebensjahr am höchsten und nimmt danach mit zuneh-

mendem Alter ab.  

Die Gesundheitsbefragung zeigt auch, dass die Basler 

Bevölkerung im Vergleich zum Schweizer Mittel häufiger 

unter mehreren verschiedenen gesundheitlichen Prob-

lemen leidet. Über ein Drittel der Kantonsbevölkerung 

ist übergewichtig, was einen Risikofaktor für Herz-

Kreislauf-Erkrankungen darstellt. Über dem Schweizer 

Durchschnitt liegt Basel-Stadt auch in Bezug auf Ge-

sundheitsprobleme in den Bereichen psychische Be-

schwerden, Stürze im Alter und Bluthochdruck. Auch 

beim Zigarettenkonsum liegt Basel über dem Schweizer 

Durchschnitt. Es besteht somit ein erhebliches Potenzial 

für Prävention und Gesundheitsförderung im Kanton. 

 

Blick in die Zukunft  

Wohlbefinden im Sinne der Definition der WHO setzt 

nebst einer guten Gesundheitsversorgung auch wir-

kungsvolle Massnahmen in der Gesundheitsförderung 

und Prävention voraus: Dazu gehören unter anderem 

Projekte zu Themen wie Bewegung, Sport, Ernährung, 

Suchtmittelkonsum und psychische Gesundheit. Diesen 

Aspekten wird in den nächsten Jahren weiterhin grosse 

Bedeutung zukommen, denn der Gesundheitszustand 

wird deutlich häufiger durch Lebensstil, berufliche Tätig-

keit, Gewohnheiten und andere gesellschaftliche Fakto-

ren beeinflusst, als durch eine gute Gesundheitsversor-

gung.  

Die Abteilung Gesundheitsförderung und Prävention 

des Gesundheitsdepartements ist seit 2005 die Fach-

stelle, welche sich mit der Gesundheit der Einwohner/-

innen im Kanton beschäftigt und diese gezielt fördert. 

Mit massgeschneiderten Aktivitäten unterstützt die Ab-

teilung Menschen aus allen Altersgruppen gezielt und 

individuell. Nach wie vor liegt ein Hauptaugenmerk auf 

Kindern und Jugendlichen, die zunehmend an Überge-

wicht und psychosomatischen Störungen leiden. Lang-

fristig angelegte Präventionskampagnen sind dazu be-

reits im Gang und werden kontinuierlich ausgebaut. Als 

Basis für die Programme dienen vor allem die Ergebnis-

se der kantonalen Gesundheitsbefragung der erwach-

senen Bevölkerung sowie regelmässige Befragungen 

von Eltern mit Kindern im Kindergarten und in der Pri-

marschule sowie Jugendlichen. 

Aktuelle Zahlen zum Gesundheitszustand der erwachs-

nen Kantonsbevölkerung und den determinierenden 

Faktoren wird die nächste Schweizerische Gesund-

heitsbefragung im Jahr 2011 liefern. 

 

Erläuterungen: 

Sehr guter bzw. guter Gesundheitszustand bezeichnet den Anteil der Bevölkerung, der laut Befragung den eigenen Gesundheitszustand als «sehr gut» oder «gut» einschätzt. Der 

Wert widerspiegelt das persönliche Wohlbefinden der Bevölkerung. Erfahrungsgemäss besteht ein enger Zusammenhang zwischen der selbst beurteilten Gesundheit und dem Ster-

berisiko sowie zwischen der selbst beurteilten Gesundheit und der persönlichen Voraussage von Erkrankung und körperlichen Einschränkungen. 

Quellen: Schweizerische Gesundheitsbefragung 1992/93 und 2002, Bundesamt für Statistik, www.bfs.admin.ch 

Weiterführende Informationen: 

 Gesundheitsdienste des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 95 26/28, www.gesundheitsdienste.bs.ch, http://www.gesundheitsdienste.bs.ch/gp_ber_kinder-

und_jugendgesundheitsbericht_2010.pdf 

 Gesundheit beider Basel, Daten und Fakten zu den Spitälern und Sozialmedizinischen Institutionen, Statistisches Amt des Kantons Basel-Landschaft, http://www.statistik.bl.ch/  

 Bevölkerungsbefragung des Kantons Basel-Stadt 2007, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 87 27, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t14 
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Integration 

 

Der Anteil der ausländischen Bevölkerung in Basel ist im Schweizer Durchschnitt hoch und steigt weiter an. Die 
Integration der ausländischen Bevölkerung, d.h. ihre Teilnahme am wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und poli-
tischen Leben, ist ein wichtiger Faktor für die nachhaltige Entwicklung im Kanton Basel-Stadt. Integration ist nur 
bedingt messbar. Mit dem Vergleich der Gymnasialquoten von schweizerischen und ausländischen Jugendli-
chen wird ein wichtiger Aspekt der Integration beleuchtet.  

Ziel: Integration durch Schaffen von gleichen Voraussetzungen 

Zum Stand der Dinge 

Das Verhältnis der Gymnasialquoten von Schweizer 

bzw. ausländischen Schüler/-innen für Basel schwankt 

im Betrachtungszeitraum zwischen Werten von 0,46 

(2003) und 0,33 (2005) (Abb. 47). Der Wert für das Jahr 

2009 liegt mit 0,43 leicht tiefer als im Vorjahr, fällt im 

Vergleich zu den Jahren 2003 bis 2007 jedoch höher 

aus. Ein klarer Trend ist im Beobachtungszeitraum nicht 

auszumachen. Die Grafik verdeutlicht, dass ausländi-

sche Jugendliche - abhängig von ihrer Staatsangehö-

rigkeit - an den Gymnasien deutlich untervertreten sind.  

Im Jahr 2004 wurden die Modalitäten für den Eintritt ins 

Gymnasium geändert: Während bis 2003 die Eltern der 

Schüler/-innen in letzter Kompetenz über den Eintritt ins 

Gymnasium entschieden, erfolgt seit 2004 der Über-

trittsentscheid ausschliesslich auf der Basis einer Leis-

tungsbeurteilung durch die Orientierungsschule. Dieser 

Entscheid kann nur durch das Bestehen einer Aufnah-

meprüfung korrigiert werden. Es ist davon auszugehen, 

dass dieser selektivere Übertrittsmodus Ursache für die 

Verschiebung des Verhältnisses der Gymnasialquoten 

zu Ungunsten der ausländischen Schüler/-innen in den 

folgenden Jahren war. Seit 2007 hat sich dieses Ver-

hältnis allerdings wieder stabilisiert. 

Der detaillierte Vergleich der Gymnasialquoten zeigt, 

dass sowohl bei den ausländischen als auch bei den 

Schweizer Jugendlichen mehr Frauen als Männer das 

Gymnasium besuchen (Abb. 48). Unterschiede bei der 

Gymnasialquote zeigen sich auch zwischen Personen 

unterschiedlicher Staatsangehörigkeit: Die Gymnasial-

quote der Jugendlichen aus Mazedonien sank in den 

letzten Jahren deutlich und lag unter der Quote der Ju-

gendlichen aus der Türkei, aus Serbien, Montenegro,  

 

Kosovo und aus Italien, deren Quoten im selben Zeit-

raum wieder zunahmen. Deutsche Jugendliche besuch-

ten das Gymnasium deutlich häufiger als Schweizer/-

innen. Bei letzteren lag die Quote im Jahr 2009 bei 

47 %, bei ersteren bei rund 72 % (Abb. 49). Diese Da-

ten bestätigen die Erkenntnis aus der internationalen 

Leistungsmessungsstudie Pisa, dass in der Schweiz die 

soziale Herkunft einen starken Einfluss auf den Bil-

dungserfolg von Schüler/-innen hat. 

Die Bildungsausgaben des Kantons variieren stark nach 

Geschlecht und Herkunft. Der Kanton gibt über alle Le-

bensjahre summiert für eine Schweizerin 303 000 Fran-

ken und für einen Schweizer 312 000 Franken für Bil-

dung aus. Für eine Ausländerin sind es 262 000 Fran-

ken und für einen Ausländer 283 000 Franken. 

Blick in die Zukunft  

Alle Jugendlichen sollten unabhängig von Geschlecht 

und sozialer oder kultureller Herkunft die gleichen Bil-

dungschancen erhalten. Daher soll das Verhältnis der 

Gymnasialquote von ausländischen und Schweizer Ju-

gendlichen idealtypisch gegen 1 streben. Voraussetzung 

dafür ist, dass es der Volksschule gelingt, unterschiedli-

che individuelle Lernvoraussetzungen auszugleichen, 

und dass die Hürden beim Zugang zu einer postobligato-

rischen Ausbildung für Jugendliche aus Oberstufenzügen 

mit niedrigerem Anforderungsniveau abgebaut werden. 

Das Gesetz über die Integration der Migrationsbevöl-

kerung (Integrationsgesetz) vom 18. April 2007 strebt 

deren Chancengleichheit mittels Fördern und Fordern an. 

Auf dieser Basis werden auch in Zukunft im Bereich der 

Regelstrukturen, insbesondere bei der Sprachförderung, 

konkrete Massnahmen durchgeführt, welche die Reali-

sierung gleicher Bildungschancen zum Ziel haben. 

 

Erläuterungen: 

Die Gymnasialquote misst den Anteil von Gymnasiasten/-innen an allen Schülern/-innen des 8. und 9. Schuljahrs. Liegt der Wert beim Verhältnis der Gymnasialquoten von ausländi-

schen bzw. Schweizer Schülern/-innen bei 1, ist der Bildungszugang für beide Gruppen gleich. 

Quellen: Schulstatistik, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 87 27, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t15/1 

Weiterführende Informationen: 

 Kennzahlenbericht zur Integration von Ausländerinnen und Ausländern in Basel-Stadt, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 87 27, 

 http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t01; Gender-Budget: Gleichstellungs- und Finanzindikatoren in der Bildung, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t15 

 Erziehungsdepartement des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 84 00, www.ed.bs.ch 

 «Integration Basel» - Fachstelle Integration und Antidiskriminierung, Tel. 061 267 78 40, www.welcome-to-basel.bs.ch 
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Verhältnis der Gymnasialquoten von Ausländern/-innen und Schweizern/-innen 
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Integration 

 

Der Anteil der ausländischen Bevölkerung in Basel ist im Schweizer Durchschnitt hoch und steigt weiter an. Die 
Integration der ausländischen Bevölkerung, d.h. ihre Teilnahme am wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und poli-
tischen Leben, ist ein wichtiger Faktor für die nachhaltige Entwicklung im Kanton Basel-Stadt. Integration ist nur 
bedingt messbar. Mit dem Vergleich der Gymnasialquoten von schweizerischen und ausländischen Jugendli-
chen wird ein wichtiger Aspekt der Integration beleuchtet.  

Ziel: Integration durch Schaffen von gleichen Voraussetzungen 

Zum Stand der Dinge 

Das Verhältnis der Gymnasialquoten von Schweizer 

bzw. ausländischen Schüler/-innen für Basel schwankt 

im Betrachtungszeitraum zwischen Werten von 0,46 

(2003) und 0,33 (2005) (Abb. 47). Der Wert für das Jahr 

2009 liegt mit 0,43 leicht tiefer als im Vorjahr, fällt im 

Vergleich zu den Jahren 2003 bis 2007 jedoch höher 

aus. Ein klarer Trend ist im Beobachtungszeitraum nicht 

auszumachen. Die Grafik verdeutlicht, dass ausländi-

sche Jugendliche - abhängig von ihrer Staatsangehö-

rigkeit - an den Gymnasien deutlich untervertreten sind.  

Im Jahr 2004 wurden die Modalitäten für den Eintritt ins 

Gymnasium geändert: Während bis 2003 die Eltern der 

Schüler/-innen in letzter Kompetenz über den Eintritt ins 

Gymnasium entschieden, erfolgt seit 2004 der Über-

trittsentscheid ausschliesslich auf der Basis einer Leis-

tungsbeurteilung durch die Orientierungsschule. Dieser 

Entscheid kann nur durch das Bestehen einer Aufnah-

meprüfung korrigiert werden. Es ist davon auszugehen, 

dass dieser selektivere Übertrittsmodus Ursache für die 

Verschiebung des Verhältnisses der Gymnasialquoten 

zu Ungunsten der ausländischen Schüler/-innen in den 

folgenden Jahren war. Seit 2007 hat sich dieses Ver-

hältnis allerdings wieder stabilisiert. 

Der detaillierte Vergleich der Gymnasialquoten zeigt, 

dass sowohl bei den ausländischen als auch bei den 

Schweizer Jugendlichen mehr Frauen als Männer das 

Gymnasium besuchen (Abb. 48). Unterschiede bei der 

Gymnasialquote zeigen sich auch zwischen Personen 

unterschiedlicher Staatsangehörigkeit: Die Gymnasial-

quote der Jugendlichen aus Mazedonien sank in den 

letzten Jahren deutlich und lag unter der Quote der Ju-

gendlichen aus der Türkei, aus Serbien, Montenegro,  

 

Kosovo und aus Italien, deren Quoten im selben Zeit-

raum wieder zunahmen. Deutsche Jugendliche besuch-

ten das Gymnasium deutlich häufiger als Schweizer/-

innen. Bei letzteren lag die Quote im Jahr 2009 bei 

47 %, bei ersteren bei rund 72 % (Abb. 49). Diese Da-

ten bestätigen die Erkenntnis aus der internationalen 

Leistungsmessungsstudie Pisa, dass in der Schweiz die 

soziale Herkunft einen starken Einfluss auf den Bil-

dungserfolg von Schüler/-innen hat. 

Die Bildungsausgaben des Kantons variieren stark nach 

Geschlecht und Herkunft. Der Kanton gibt über alle Le-

bensjahre summiert für eine Schweizerin 303 000 Fran-

ken und für einen Schweizer 312 000 Franken für Bil-

dung aus. Für eine Ausländerin sind es 262 000 Fran-

ken und für einen Ausländer 283 000 Franken. 

Blick in die Zukunft  

Alle Jugendlichen sollten unabhängig von Geschlecht 

und sozialer oder kultureller Herkunft die gleichen Bil-

dungschancen erhalten. Daher soll das Verhältnis der 

Gymnasialquote von ausländischen und Schweizer Ju-

gendlichen idealtypisch gegen 1 streben. Voraussetzung 

dafür ist, dass es der Volksschule gelingt, unterschiedli-

che individuelle Lernvoraussetzungen auszugleichen, 

und dass die Hürden beim Zugang zu einer postobligato-

rischen Ausbildung für Jugendliche aus Oberstufenzügen 

mit niedrigerem Anforderungsniveau abgebaut werden. 

Das Gesetz über die Integration der Migrationsbevöl-

kerung (Integrationsgesetz) vom 18. April 2007 strebt 

deren Chancengleichheit mittels Fördern und Fordern an. 

Auf dieser Basis werden auch in Zukunft im Bereich der 

Regelstrukturen, insbesondere bei der Sprachförderung, 

konkrete Massnahmen durchgeführt, welche die Reali-

sierung gleicher Bildungschancen zum Ziel haben. 

 

Erläuterungen: 

Die Gymnasialquote misst den Anteil von Gymnasiasten/-innen an allen Schülern/-innen des 8. und 9. Schuljahrs. Liegt der Wert beim Verhältnis der Gymnasialquoten von ausländi-

schen bzw. Schweizer Schülern/-innen bei 1, ist der Bildungszugang für beide Gruppen gleich. 

Quellen: Schulstatistik, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 87 27, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t15/1 

Weiterführende Informationen: 

 Kennzahlenbericht zur Integration von Ausländerinnen und Ausländern in Basel-Stadt, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 87 27, 

 http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t01; Gender-Budget: Gleichstellungs- und Finanzindikatoren in der Bildung, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t15 

 Erziehungsdepartement des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 84 00, www.ed.bs.ch 

 «Integration Basel» - Fachstelle Integration und Antidiskriminierung, Tel. 061 267 78 40, www.welcome-to-basel.bs.ch 
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Verhältnis der Löhne von Frauen und Männern 
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Anteil Arbeitnehmende in Unternehmensleitung oder 

Vorgesetztenfunktion (Gleitender Mittelwert über 3 Jah-

re) 
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Lohngleichstellung 

 

Die Gleichstellung von Frau und Mann ist seit 1981 in der Bundesverfassung verankert. Sie muss in allen Berei-
chen des gesellschaftlichen Lebens und insbesondere in der Arbeitswelt gefördert werden, um allen die gleichen 
Chancen und Möglichkeiten zu bieten, am ökonomischen, politischen und gesellschaftlichen Leben zu partizipie-
ren. Ein wesentlicher Indikator für die Gleichstellung ist die Lohngleichheit zwischen Frauen und Männern.  

Ziel: Keine Lohndifferenzen aufgrund des Geschlechts 

Zum Stand der Dinge 

Der Lohnunterschied im privaten Sektor zwischen Frau-

en und Männern hat sich in den letzten Jahren im Kan-

ton Basel-Stadt leicht vergrössert. Im Jahr 2008 betrug 

die Lohndifferenz zwischen den beiden Geschlechtern 

durchschnittlich 21 %, zwei Jahre zuvor lag sie noch bei 

rund 19 %. Das Verhältnis des mittleren Lohnes von 

Frauen und Männern hat sich in den letzten Jahren ent-

sprechend leicht verschlechtert und liegt aktuell bei ei-

nem Wert von rund 0,8 (Abb. 50). Der Lohnunterschied 

in Basel lag über dem gesamtschweizerischen Durch-

schnitt, welcher für das Jahr 2008 19,4 % betrug. 

Der Anteil Arbeitnehmende in der Unternehmensleitung 

oder mit Vorgesetztenfunktion nach Geschlecht zeigt für 

den Kanton Basel-Stadt über die gesamte Beobach-

tungsdauer von zwölf Jahren, dass es weniger Frauen 

als Männer in Führungspositionen hat (Abb. 51). 

Beim Thema Vereinbarkeit von Familie und Beruf sind 

das Angebot und der Zugang zu familienergänzender 

Kinderbetreuung insbesondere für die Frauen von gros-

ser Relevanz, da sie nach wie vor zur Hauptsache die 

Kinderbetreuung wahrnehmen. Der Versorgungsgrad 

mit familienexterner Kinderbetreuung stieg im Kanton 

Basel-Stadt zwischen 2004 und 2009 von rund 10 % auf 

14,4 % (Abb. 52). Im Vergleich dazu fiel der Versor-

gungsgrad in der Stadt Zürich im Beobachtungszeit-

raum ungefähr doppelt so hoch aus: Im Jahr 2004 lag er 

bei 21,3 %, 2008 bei 25,7 %, wobei die Unterschiede im 

Schulalter grösser sind als im Vorschulalter, jedoch mit 

abnehmender Tendenz.  

 

Die Entwicklung der Gleichstellung von Frau und Mann 

in der Gesellschaft lässt sich auch an der Zusammen-

setzung des Grossen Rates ablesen. Zwischen 1988 

und 2008 stieg der Frauenanteil im Basler Grossen Rat 

von 26,9 % auf 38 % (Abb. 53). In den Kantonsparla-

menten beträgt der Frauenanteil im gesamtschweizeri-

schen Durchschnitt aktuell knapp 26 %. Der Grosse Rat 

hält seit Jahren den höchsten Frauenanteil aller kanto-

nalen Parlamente in der Schweiz. 

Blick in die Zukunft  

Die vorliegenden Zahlen zeigen, dass die Lohngleich-

stellung noch nicht erreicht ist und es deshalb auch von 

staatlicher Seite weiterer Anstrengungen bedarf. 

Die Gleichstellung von Frau und Mann ist Ziel des Regie-

rungsrats und mit entsprechenden Zielsetzungen und 

Massnahmen im Legislaturplan verankert. Die Fachstelle 

Gleichstellung von Frauen und Männern setzt sich gemäss 

Verordnung vom 11. Juni 1991 für die Gleichstellung von 

Frau und Mann in allen Lebensbereichen ein.  

 

Die kantonale Verwaltung als grosser Arbeitgeber in Ba-

sel-Stadt leistet wichtige Beiträge zur Gleichstellung. Ver-

besserung der Kinderbetreuung sowie erleichterter Wie-

dereinstieg nach dem Mutterschaftsurlaub, Gleichstellung 

im Betrieb sowie Sensibilisierung der Öffentlichkeit sind 

Massnahmen, die auch in Zukunft weitergeführt werden 

müssen. Im Bereich der Lohngleichheit soll der national 

lancierte «Lohngleichheitsdialog» auch in Basel-Stadt 

verankert und die Anwendung des Selbsttestinstruments 

«Logib» in der kantonalen Verwaltung geprüft werden.   

 

 

Erläuterungen: 

Verhältnis des mittleren Lohns (Median) von Frauen und Männern im Kanton Basel-Stadt. Berücksichtigt sind – wenn nicht anders erwähnt – Erwerbstätige im privaten Sektor aus al-

len Wirtschaftszweigen (ohne Landwirtschaft) und auf allen Anforderungsstufen. Je näher der Wert bei 1 liegt, desto eher ist die Lohngleichstellung erreicht (Die Stichprobe der LSE 

für Basel ist mit statistischer Unsicherheit behaftet); der Versorgungsgrad misst das Verhältnis zwischen den Kinderbetreuungsplätzen (Tagesheime und -familien, Tagesschulen, Mit-

tagstische und Nachmittagsbetreuung, ohne Blockzeiten) und den in Basel-Stadt wohnhaften Kindern. 

Quellen: Lohnstrukturerhebung (LSE) und Schweizerische Arbeitskräfteerhebung (SAKE), Bundesamtes für Statistik, www.bfs.admin.ch. Wahlresultate der Grossratswahlen im Kan-

ton Basel-Stadt, http://www.grosserrat-bs.ch/wahl_zusammensetzung/wahlresultate/; Erhebung Statistisches Amt zu Mittagstischen und Nachmittagsbetreuung. 

Weiterführende Informationen: 

 Der kleine Unterschied in den Staatsfinanzen, Geschlechterdifferenzierte Rechnungsanalysen im Kanton Basel-Stadt, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267  

 87 27, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t18 

 Abteilung  Gleichstellung und Integration, Fachstelle Gleichstellung von Frauen und Männern (GFM), Tel. 061 267 66 81, www.gleichstellung.bs.ch 

 Fachstelle Tagesbetreuung, Abteilung Jugend- und Familienangebote, Tel. 061 267 43 20, http://www.ed-bs.ch/jfs/jfa/tagesbetreuung 

 Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt, www.grosserrat-bs.ch 
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Lohngleichstellung 

 

Die Gleichstellung von Frau und Mann ist seit 1981 in der Bundesverfassung verankert. Sie muss in allen Berei-
chen des gesellschaftlichen Lebens und insbesondere in der Arbeitswelt gefördert werden, um allen die gleichen 
Chancen und Möglichkeiten zu bieten, am ökonomischen, politischen und gesellschaftlichen Leben zu partizipie-
ren. Ein wesentlicher Indikator für die Gleichstellung ist die Lohngleichheit zwischen Frauen und Männern.  

Ziel: Keine Lohndifferenzen aufgrund des Geschlechts 

Zum Stand der Dinge 

Der Lohnunterschied im privaten Sektor zwischen Frau-

en und Männern hat sich in den letzten Jahren im Kan-

ton Basel-Stadt leicht vergrössert. Im Jahr 2008 betrug 

die Lohndifferenz zwischen den beiden Geschlechtern 

durchschnittlich 21 %, zwei Jahre zuvor lag sie noch bei 

rund 19 %. Das Verhältnis des mittleren Lohnes von 

Frauen und Männern hat sich in den letzten Jahren ent-

sprechend leicht verschlechtert und liegt aktuell bei ei-

nem Wert von rund 0,8 (Abb. 50). Der Lohnunterschied 

in Basel lag über dem gesamtschweizerischen Durch-

schnitt, welcher für das Jahr 2008 19,4 % betrug. 

Der Anteil Arbeitnehmende in der Unternehmensleitung 

oder mit Vorgesetztenfunktion nach Geschlecht zeigt für 

den Kanton Basel-Stadt über die gesamte Beobach-

tungsdauer von zwölf Jahren, dass es weniger Frauen 

als Männer in Führungspositionen hat (Abb. 51). 

Beim Thema Vereinbarkeit von Familie und Beruf sind 

das Angebot und der Zugang zu familienergänzender 

Kinderbetreuung insbesondere für die Frauen von gros-

ser Relevanz, da sie nach wie vor zur Hauptsache die 

Kinderbetreuung wahrnehmen. Der Versorgungsgrad 

mit familienexterner Kinderbetreuung stieg im Kanton 

Basel-Stadt zwischen 2004 und 2009 von rund 10 % auf 

14,4 % (Abb. 52). Im Vergleich dazu fiel der Versor-

gungsgrad in der Stadt Zürich im Beobachtungszeit-

raum ungefähr doppelt so hoch aus: Im Jahr 2004 lag er 

bei 21,3 %, 2008 bei 25,7 %, wobei die Unterschiede im 

Schulalter grösser sind als im Vorschulalter, jedoch mit 

abnehmender Tendenz.  

 

Die Entwicklung der Gleichstellung von Frau und Mann 

in der Gesellschaft lässt sich auch an der Zusammen-

setzung des Grossen Rates ablesen. Zwischen 1988 

und 2008 stieg der Frauenanteil im Basler Grossen Rat 

von 26,9 % auf 38 % (Abb. 53). In den Kantonsparla-

menten beträgt der Frauenanteil im gesamtschweizeri-

schen Durchschnitt aktuell knapp 26 %. Der Grosse Rat 

hält seit Jahren den höchsten Frauenanteil aller kanto-

nalen Parlamente in der Schweiz. 

Blick in die Zukunft  

Die vorliegenden Zahlen zeigen, dass die Lohngleich-

stellung noch nicht erreicht ist und es deshalb auch von 

staatlicher Seite weiterer Anstrengungen bedarf. 

Die Gleichstellung von Frau und Mann ist Ziel des Regie-

rungsrats und mit entsprechenden Zielsetzungen und 

Massnahmen im Legislaturplan verankert. Die Fachstelle 

Gleichstellung von Frauen und Männern setzt sich gemäss 

Verordnung vom 11. Juni 1991 für die Gleichstellung von 

Frau und Mann in allen Lebensbereichen ein.  

 

Die kantonale Verwaltung als grosser Arbeitgeber in Ba-

sel-Stadt leistet wichtige Beiträge zur Gleichstellung. Ver-

besserung der Kinderbetreuung sowie erleichterter Wie-

dereinstieg nach dem Mutterschaftsurlaub, Gleichstellung 

im Betrieb sowie Sensibilisierung der Öffentlichkeit sind 

Massnahmen, die auch in Zukunft weitergeführt werden 

müssen. Im Bereich der Lohngleichheit soll der national 

lancierte «Lohngleichheitsdialog» auch in Basel-Stadt 

verankert und die Anwendung des Selbsttestinstruments 

«Logib» in der kantonalen Verwaltung geprüft werden.   

 

 

Erläuterungen: 

Verhältnis des mittleren Lohns (Median) von Frauen und Männern im Kanton Basel-Stadt. Berücksichtigt sind – wenn nicht anders erwähnt – Erwerbstätige im privaten Sektor aus al-

len Wirtschaftszweigen (ohne Landwirtschaft) und auf allen Anforderungsstufen. Je näher der Wert bei 1 liegt, desto eher ist die Lohngleichstellung erreicht (Die Stichprobe der LSE 

für Basel ist mit statistischer Unsicherheit behaftet); der Versorgungsgrad misst das Verhältnis zwischen den Kinderbetreuungsplätzen (Tagesheime und -familien, Tagesschulen, Mit-

tagstische und Nachmittagsbetreuung, ohne Blockzeiten) und den in Basel-Stadt wohnhaften Kindern. 

Quellen: Lohnstrukturerhebung (LSE) und Schweizerische Arbeitskräfteerhebung (SAKE), Bundesamtes für Statistik, www.bfs.admin.ch. Wahlresultate der Grossratswahlen im Kan-

ton Basel-Stadt, http://www.grosserrat-bs.ch/wahl_zusammensetzung/wahlresultate/; Erhebung Statistisches Amt zu Mittagstischen und Nachmittagsbetreuung. 

Weiterführende Informationen: 

 Der kleine Unterschied in den Staatsfinanzen, Geschlechterdifferenzierte Rechnungsanalysen im Kanton Basel-Stadt, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267  

 87 27, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t18 

 Abteilung  Gleichstellung und Integration, Fachstelle Gleichstellung von Frauen und Männern (GFM), Tel. 061 267 66 81, www.gleichstellung.bs.ch 

 Fachstelle Tagesbetreuung, Abteilung Jugend- und Familienangebote, Tel. 061 267 43 20, http://www.ed-bs.ch/jfs/jfa/tagesbetreuung 

 Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt, www.grosserrat-bs.ch 
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Gewaltstraftaten 

 

Zu den sozial wichtigen Aspekten einer nachhaltigen Entwicklung sind auch die körperliche Integrität und das 
Sicherheitsempfinden zu zählen. Das Gefühl von Sicherheit im persönlichen Umfeld, aber auch im Quartier und 
im öffentlichen Raum ganz allgemein ist eine wichtige Voraussetzung für eine aktive Teilnahme am Leben und 
für eine hohe Lebensqualität.  

Ziele: Verminderung der Kriminalität und Erhöhung von Sicherheit und Sicherheitsempfinden 

Zum Stand der Dinge 

Im Jahr 2009 wurden im Kanton Basel-Stadt 23 694 De-

likte gemäss Schweizerischem Strafgesetzbuch (StGB) 

und Betäubungsmittelstrafrecht beanzeigt. Rund 3 % 

davon sind Gewaltstraftaten. Als Gewaltstraftaten wer-

den vorsätzliche Tötungs- und Körperverletzungsdelikte, 

Raub und Vergewaltigung verstanden. Die Anzahl Ge-

waltstraftaten ist eine wichtige Kennzahl zur Beurteilung 

der Sicherheit im öffentlichen Raum. Die Zahl der im 

Kanton Basel-Stadt registrierten Gewaltstraftaten hat im 

Jahr 2009 zugenommen (durchschnittlich zwei Delikte 

pro Tag). Sie liegt mit 714 Delikten um 128 Vergehen 

höher als im Jahr 2008, was einer Veränderung von 

rund 22 % entspricht. Umgerechnet auf die Bevölkerung 

kam es im Jahr 2009 somit zu 375 Gewaltstraftaten pro 

100 000 Einwohner/-innen, im Vorjahr waren es 310 

(Abb. 54).  

Gesamtschweizerisch wurden im Jahr 2008 rund 163 

Gewaltdelikte pro 100 000 Einwohner/-innen registriert. 

Urbane Gebiete wie Basel sind u.a. aufgrund einer hö-

heren Interaktionsdichte deutlich stärker belastet. 

Werden die gemäss Schweizerischem Strafgesetzbuch 

strafbaren Handlungen betrachtet, fällt die Kriminalitäts-

belastung der Stadt Basel im Jahr 2009 mit 109,6 Straf-

taten pro 1 000 Einwohner/-innen im Vergleich mit an-

deren Schweizer Städten wie Genf (190,7), Lausanne 

(176,2), Bern (172,4) oder Zürich (158,0) deutlich ge-

ringer aus. Sie liegt jedoch aus obgenanntem Grund 

ebenfalls über dem gesamtschweizerischen Wert von 

71,9 Straftaten pro 1000 Einwohner/-innen. 

Wie in anderen urbanen Umfeldern ist die Gewaltbereit-

schaft auch in Basel-Stadt  über die Jahre betrachtet 

tendenziell gestiegen. Im Jahr 2004 haben die registrier-

ten Körperverletzungen einen Höchststand erreicht und 

sind danach deutlich gesunken. Seit 2007 ist wieder ei-

ne umgekehrte Tendenz zu verzeichnen. Bei den ande-

ren drei Deliktarten – Tötungsdelikte, Raub und Verge-

waltigung – sind langfristig keine eindeutigen Tenden-

zen zu erkennen (Abb. 55). 

 

Die Angst vor dem Verlust der körperlichen Integrität hat 

einen grossen Einfluss auf das psychische Wohlbefin-

den und somit auf die Lebensqualität. Vor diesem Hin-

tergrund erstaunt es wenig, dass die Sicherheit für die 

Bevölkerung eine hohe Bedeutung hat. Wie die im Früh-

jahr 2007 durchgeführte dritte Bevölkerungsbefragung 

zeigt fühlen sich insgesamt 94,4 % der Befragten im 

Kanton Basel-Stadt im Alltag ganz allgemein «sehr si-

cher» oder «eher sicher». Das subjektive Sicherheitsge-

fühl wird je nach Geschlecht, Wohnort, Altersgruppe 

und Einkommen unterschiedlich eingeschätzt (Abb. 56). 

Blick in die Zukunft  

Die politisch verantwortlichen Behörden und die operati-

ven Sicherheitsorgane setzen alles daran, mit präventi-

ven, kontrollierenden und repressiven Massnahmen die 

Zahl der Delikte zu senken. Ein wichtiger Pfeiler der 

Prävention bleibt beispielsweise die wahrnehmbare 

Präsenz der Polizei zu allen Tages- und Nachtzeiten im 

ganzen Kantonsgebiet. Die rasche und zielgerichtete In-

tervention bei Delikten trägt dazu bei, dass das Sicher-

heitsempfinden der Bevölkerung weiter gestärkt wird.  

Gezielte Projekte und Massnahmen zur Gewaltpräven-

tion der Kantonspolizei (u.a. Gewaltprävention an Schu-

len, Stopp-Gewalt-Trainings für gewaltauffällige Jugend-

liche) und der Interventionsstelle gegen häusliche Ge-

walt «Halt-Gewalt» bilden weitere Grundlagen zur Ver-

minderung der Kriminalität und zur Erhöhung der Si-

cherheit. Mit der Jugend- und Präventionspolizei hat die 

Kantonspolizei Basel-Stadt seit 2009 zusätzlich speziel-

le Ansprechpersonen für die Jugendgewalt im Freizeit-

bereich geschaffen. Zudem reagiert die Kantonspolizei 

in ihrer sicherheitspolizeilichen Arbeit umgehend auf 

neue Probleme - sowohl in der täglichen Patrouillen-

Tätigkeit als auch mit Schwerpunktaktionen. 
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Erläuterungen: 

Als Gewaltstraftaten werden vorsätzliche Tötungs- und Körperverletzungsdelikte (Artikel 111 bis 116 sowie Artikel 122 bis 123 gemäss StGB), Raub (Artikel 140 StGB) und Vergewal-

tigung (Artikel 190 StGB) verstanden. 

Seit 2005 werden von mehreren Personen gemeinsam begangene Straftaten nur noch als ein Ereignis gezählt. 

Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 87 27, www.statistik-bs.ch/tabellen/t19/1. Bevölkerungsbefragung des Kantons Basel-

Stadt 2007, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 87 27, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t01 

Weiterführende Informationen: 

 Justiz- und Sicherheitsdepartement des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 71 71, http://www.jsd.bs.ch 

 Nachhaltigkeitsbericht der Stadt Zürich, Fachstelle für Stadtentwicklung Zürich, http://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/stadt-_und_quartierentwicklung.html 
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Gewaltstraftaten pro 100 000 Einwohner/-innen 
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Gewaltstraftaten nach Deliktart 
 

Sicherheitsempfinden im Alltag im Jahr 2007 

0

200

400

600

800

1982 1987 1992 1997 2002 2007

vorsätzliche Tötungsdelikte vorsätzliche Körperverletzung

Raub Vergew altigung 

 

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Frau

Mann

Grossbasel  Ost

Grossbasel  West

Kleinbasel

Riehen/Bettingen

18 - 29 Jahre

30 - 39 Jahre

40 - 49 Jahre

50 - 59 Jahre

60 - 69 Jahre

> 69 Jahre

< 3000 Fr.

3000-7500 Fr.

>7500 Fr.

 Sehr sicher  Eher sicher  Eher unsicher

 Sehr unsicher  Weiss nicht / keine Angabe

Abb. 55 Abb. 56

 

 

 

 

 

 

Erläuterungen: 

Als Gewaltstraftaten werden vorsätzliche Tötungs- und Körperverletzungsdelikte (Artikel 111 bis 116 sowie Artikel 122 bis 123 gemäss StGB), Raub (Artikel 140 StGB) und Vergewal-

tigung (Artikel 190 StGB) verstanden. 

Seit 2005 werden von mehreren Personen gemeinsam begangene Straftaten nur noch als ein Ereignis gezählt. 

Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 87 27, www.statistik.bs.ch. Bevölkerungsbefragung des Kantons Basel-Stadt 2007, Sta-

tistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 87 27, http://www.statistik-bs.ch/tablorama/t19 

Weiterführende Informationen: 

� Justiz- und Sicherheitsdepartement des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 71 71, http://www.jsd.bs.ch 

� Nachhaltigkeitsbericht der Stadt Zürich, Fachstelle für Stadtentwicklung Zürich, http://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/stadt-_und_quartierentwicklung.html 
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Gewaltstraftaten 

 

Zu den sozial wichtigen Aspekten einer nachhaltigen Entwicklung sind auch die körperliche Integrität und das 
Sicherheitsempfinden zu zählen. Das Gefühl von Sicherheit im persönlichen Umfeld, aber auch im Quartier und 
im öffentlichen Raum ganz allgemein ist eine wichtige Voraussetzung für eine aktive Teilnahme am Leben und 
für eine hohe Lebensqualität.  

Ziele: Verminderung der Kriminalität und Erhöhung von Sicherheit und Sicherheitsempfinden 

Zum Stand der Dinge 

Im Jahr 2009 wurden im Kanton Basel-Stadt 23 694 De-

likte gemäss Schweizerischem Strafgesetzbuch (StGB) 

und Betäubungsmittelstrafrecht beanzeigt. Rund 3 % 

davon sind Gewaltstraftaten. Als Gewaltstraftaten wer-

den vorsätzliche Tötungs- und Körperverletzungsdelikte, 

Raub und Vergewaltigung verstanden. Die Anzahl Ge-

waltstraftaten ist eine wichtige Kennzahl zur Beurteilung 

der Sicherheit im öffentlichen Raum. Die Zahl der im 

Kanton Basel-Stadt registrierten Gewaltstraftaten hat im 

Jahr 2009 zugenommen (durchschnittlich zwei Delikte 

pro Tag). Sie liegt mit 714 Delikten um 128 Vergehen 

höher als im Jahr 2008, was einer Veränderung von 

rund 22 % entspricht. Umgerechnet auf die Bevölkerung 

kam es im Jahr 2009 somit zu 375 Gewaltstraftaten pro 

100 000 Einwohner/-innen, im Vorjahr waren es 310 

(Abb. 54).  

Gesamtschweizerisch wurden im Jahr 2008 rund 163 

Gewaltdelikte pro 100 000 Einwohner/-innen registriert. 

Urbane Gebiete wie Basel sind u.a. aufgrund einer hö-

heren Interaktionsdichte deutlich stärker belastet. 

Werden die gemäss Schweizerischem Strafgesetzbuch 

strafbaren Handlungen betrachtet, fällt die Kriminalitäts-

belastung der Stadt Basel im Jahr 2009 mit 109,6 Straf-

taten pro 1 000 Einwohner/-innen im Vergleich mit an-

deren Schweizer Städten wie Genf (190,7), Lausanne 

(176,2), Bern (172,4) oder Zürich (158,0) deutlich ge-

ringer aus. Sie liegt jedoch aus obgenanntem Grund 

ebenfalls über dem gesamtschweizerischen Wert von 

71,9 Straftaten pro 1000 Einwohner/-innen. 

Wie in anderen urbanen Umfeldern ist die Gewaltbereit-

schaft auch in Basel-Stadt  über die Jahre betrachtet 

tendenziell gestiegen. Im Jahr 2004 haben die registrier-

ten Körperverletzungen einen Höchststand erreicht und 

sind danach deutlich gesunken. Seit 2007 ist wieder ei-

ne umgekehrte Tendenz zu verzeichnen. Bei den ande-

ren drei Deliktarten – Tötungsdelikte, Raub und Verge-

waltigung – sind langfristig keine eindeutigen Tenden-

zen zu erkennen (Abb. 55). 

 

Die Angst vor dem Verlust der körperlichen Integrität hat 

einen grossen Einfluss auf das psychische Wohlbefin-

den und somit auf die Lebensqualität. Vor diesem Hin-
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jahr 2007 durchgeführte dritte Bevölkerungsbefragung 

zeigt fühlen sich insgesamt 94,4 % der Befragten im 

Kanton Basel-Stadt im Alltag ganz allgemein «sehr si-

cher» oder «eher sicher». Das subjektive Sicherheitsge-

fühl wird je nach Geschlecht, Wohnort, Altersgruppe 

und Einkommen unterschiedlich eingeschätzt (Abb. 56). 

Blick in die Zukunft  

Die politisch verantwortlichen Behörden und die operati-

ven Sicherheitsorgane setzen alles daran, mit präventi-

ven, kontrollierenden und repressiven Massnahmen die 

Zahl der Delikte zu senken. Ein wichtiger Pfeiler der 

Prävention bleibt beispielsweise die wahrnehmbare 

Präsenz der Polizei zu allen Tages- und Nachtzeiten im 

ganzen Kantonsgebiet. Die rasche und zielgerichtete In-

tervention bei Delikten trägt dazu bei, dass das Sicher-

heitsempfinden der Bevölkerung weiter gestärkt wird.  

Gezielte Projekte und Massnahmen zur Gewaltpräven-

tion der Kantonspolizei (u.a. Gewaltprävention an Schu-

len, Stopp-Gewalt-Trainings für gewaltauffällige Jugend-

liche) und der Interventionsstelle gegen häusliche Ge-

walt «Halt-Gewalt» bilden weitere Grundlagen zur Ver-

minderung der Kriminalität und zur Erhöhung der Si-

cherheit. Mit der Jugend- und Präventionspolizei hat die 

Kantonspolizei Basel-Stadt seit 2009 zusätzlich speziel-

le Ansprechpersonen für die Jugendgewalt im Freizeit-

bereich geschaffen. Zudem reagiert die Kantonspolizei 

in ihrer sicherheitspolizeilichen Arbeit umgehend auf 

neue Probleme - sowohl in der täglichen Patrouillen-

Tätigkeit als auch mit Schwerpunktaktionen. 
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Erläuterungen: 

Als Gewaltstraftaten werden vorsätzliche Tötungs- und Körperverletzungsdelikte (Artikel 111 bis 116 sowie Artikel 122 bis 123 gemäss StGB), Raub (Artikel 140 StGB) und Vergewal-

tigung (Artikel 190 StGB) verstanden. 

Seit 2005 werden von mehreren Personen gemeinsam begangene Straftaten nur noch als ein Ereignis gezählt. 

Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 87 27, www.statistik-bs.ch/tabellen/t19/1. Bevölkerungsbefragung des Kantons Basel-

Stadt 2007, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 87 27, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t01 

Weiterführende Informationen: 

 Justiz- und Sicherheitsdepartement des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 71 71, http://www.jsd.bs.ch 

 Nachhaltigkeitsbericht der Stadt Zürich, Fachstelle für Stadtentwicklung Zürich, http://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/stadt-_und_quartierentwicklung.html 
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Zufriedenheit 

 

Eine hohe Grundzufriedenheit der Bevölkerung ist ein wichtiger Hinweis für die Lebensqualität in einer Stadt. Die 
Auswertung der entsprechenden Frage aus der kantonalen Bevölkerungsbefragung zeigt, wie die Bevölkerung 
ihre Zufriedenheit einschätzt. 

Ziel: Grosse Zufriedenheit in der Bevölkerung 

Zum Stand der Dinge 

Die Ergebnisse der Bevölkerungsbefragung über die 

subjektive Zufriedenheit mit Basel zeigen in allen drei 

Erhebungsjahren (2003, 2005 und 2007) ein sehr posi-

tives Bild. Insgesamt leben jeweils 96 % der Befragten 

«sehr gerne» oder «gerne» im Kanton Basel-Stadt 

(Abb. 57).  

Auch in den Städten Bern, Zürich, St. Gallen und Win-

terthur wurden in den vergangenen Jahren periodisch 

Bevölkerungsbefragungen durchgeführt, welche zu den 

selben Resultaten wie im Kanton Basel-Stadt führten. In 

allen Städten lag der Anteil der Befragten, die «sehr 

gerne» oder «gerne» an ihrem Wohnort leben, zwischen 

97 % und 98 %. 

Die höchste Zufriedenheit mit einem Anteil von rund    

98 % weisen die Befragten aus Riehen und Bettingen 

auf. An zweiter Stelle steht der Wahlkreis Grossbasel 

West, wo 96,5 % «sehr gerne» oder «gerne» im Stadt-

kanton wohnen.  

Im Jahr 2007 gaben 67,9 % der befragten Personen an, 

ihren Wohnort nicht wechseln zu wollen, wenn sie völlig 

frei entscheiden könnten. Auf einer 10er-Skala (1 =  

überhaupt nicht gut, 10 = sehr gut) wird die Lebensqua-

lität im Kanton Basel-Stadt im Durchschnitt mit 7,5 be-

wertet.  

Die Zufriedenheit mit dem Wohnort zeigt für die ver-

schiedenen Altersgruppen ein unterschiedliches Bild 

(Abb. 58). Der Anteil der sehr zufriedenen Personen fällt 

bei den 40- bis 49-Jährigen mit 53,6 % am geringsten, 

bei den Personen ab 70 Jahren mit 69,5 % am höchs-

ten aus. Auch die jüngste Altersgruppe (18 bis 29 Jahre) 

weist mit 66 % eine hohe Zufriedenheit mit dem Wohn-

ort auf. 

Erfragt wurde auch die Zufriedenheit mit dem Woh-

nungs- und Kulturangebot. Die Zufriedenheit mit dem 

Wohnungsangebot lag mit einem Anteil von 62 % «sehr 

oder eher zufriedenen Personen» deutlich tiefer als die 

Zufriedenheit mit dem Kulturangebot mit 87 % (Abb. 59 

und 60). Wie die beiden untenstehenden Abbildungen 

zeigen, werden die beiden abgefragten Bereiche je 

nach Altersklasse unterschiedlich bewertet. 

Die Frage, ob ein direkter Zusammenhang zwischen 

den über die Jahre konstant hohen öffentlichen pro-

Kopf-Ausgaben im Kultur- und Freizeitbereich (Abb. 61) 

und der hohen Zufriedenheit mit dem kulturellen Ange-

bot besteht, kann nicht beantwortet werden. Basel-Stadt 

ist schweizweit der Kanton mit den höchsten Pro-Kopf-

Ausgaben für Kultur. Auf Städteebene weist lediglich 

Genf einen höheren Wert als Basel auf. 

Blick in die Zukunft  

Eine hohe Zufriedenheit der Bevölkerung ist zwar nicht 

zwingend ein Zeichen für eine nachhaltige Entwicklung, 

ist aber grundsätzlich sehr positiv zu werten. Der Kan-

ton Basel-Stadt hat mit seiner Politik einen direkten Ein-

fluss auf die Zufriedenheit seiner Bewohner/-innen. Der 

Regierungsrat hat das Ziel, die Lebensqualität in der 

Stadt weiterhin zu steigern. Entsprechend beinhaltet der 

Legislaturplan 2009-2013 den Schwerpunkt «Urbane 

Standortqualität» mit entsprechenden Zielsetzungen 

und Massnahmen. 

Die regelmässige Durchführung der Bevölkerungsbefra-

gung bildet auch zukünftig ein zentrales Instrument der 

Politikplanung. Spezifische Hinweise zur Zufriedenheit 

der Familien im Stadtkanton sind von den Ergebnissen 

der Familienbefragung 2009 zu erwarten. 

 

 

 

 

Quelle: Bevölkerungsbefragung des Kantons Basel-Stadt 2003, 2005 und 2007, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 87 27, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t01 

Weiterführende Informationen: 

 Bevölkerungsbefragung der Stadt Zürich, Stadtentwicklung Zürich, http://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/stadt-_und_quartierentwicklung.html 

 Nachhaltigkeitsbericht der Stadt Zürich, Stadtentwicklung Zürich, http://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/stadt-_und_quartierentwicklung.html 

 Bevölkerungsbefragung der Stadt Bern, Statistikdienste Stadt Bern, www.bern.ch/stadtverwaltung/prd/stadtentwicklung/statistik/einwohnerbefragung 

 Bevölkerungsbefragung der Stadt St. Gallen, Fachstelle für Statistik des Kantons St. Gallen, www.statistik.stadt.sg.ch 

 Bevölkerungsbefragung der Stadt Winterthur, Stadtentwicklung Winterthur, http://www.stadtentwicklung.winterthur.ch 

 Bundesamt für Statistik, Cercle Indicateurs, http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/21/04/01.htm 
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Anteil der Befragten, die sehr gerne oder eher gerne im Kanton Basel-Stadt leben 

0%

20%

40%

60%

80%

100%

2003 2005 2007

Sehr gerne Eher gerne

Abb. 57

 

Zufriedenheit mit dem Wohnort nach Alter im Jahr 2007
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Quelle: Bevölkerungsbefragung des Kantons Basel-Stadt 2003, 2005 und 2007, Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt, Tel. 061 267 87 27, http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t01 

Weiterführende Informationen: 

 Bevölkerungsbefragung der Stadt Zürich, Stadtentwicklung Zürich, http://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/stadt-_und_quartierentwicklung.html 

 Nachhaltigkeitsbericht der Stadt Zürich, Stadtentwicklung Zürich, http://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/stadt-_und_quartierentwicklung.html 

 Bevölkerungsbefragung der Stadt Bern, Statistikdienste Stadt Bern, www.bern.ch/stadtverwaltung/prd/stadtentwicklung/statistik/einwohnerbefragung 

 Bevölkerungsbefragung der Stadt St. Gallen, Fachstelle für Statistik des Kantons St. Gallen, www.statistik.stadt.sg.ch 

 Bevölkerungsbefragung der Stadt Winterthur, Stadtentwicklung Winterthur, http://www.stadtentwicklung.winterthur.ch 

 Bundesamt für Statistik, Cercle Indicateurs, http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/21/04/01.htm 
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Fazit 

 

Die Analyse der ausgewählten Indikatoren macht deut-

lich, dass in allen drei Nachhaltigkeitsbereichen – Wirt-

schaft, Umwelt und Gesellschaft – positive Entwicklun-

gen zu verzeichnen sind. Einige Indikatoren verdeutli-

chen jedoch auch, dass noch immer verstärkte Anstren-

gungen notwendig sind, um den Zielen einer nachhalti-

gen Entwicklung gerecht zu werden. 

Aufgrund der vorliegenden Daten sind drei Stossrich-

tungen auszumachen: 

Wettbewerbsfähigkeit stärken 

Das Bild im Bereich Wirtschaft hat sich gegenüber der 

letzten Ausgabe des Berichts im Jahr 2005 kaum ver-

ändert. Die Indikatoren belegen, dass Basel-Stadt noch 

immer attraktive und finanzierbare Rahmenbedingungen 

für eine wertschöpfungsstarke und innovative Industrie 

bietet. Die laufende Verbesserung und Stärkung innova-

tionsfördernder Rahmenbedingungen für Unternehmen 

ist für den Kanton auch künftig von zentraler Bedeutung. 

Damit kann die Basis für eine positive Entwicklung der 

Wertschöpfung weiter gewährleistet werden. Davon ab-

hängig sind auch die Entstehung neuer Arbeitsplätze, 

d.h. die Steigerung der Anzahl der Beschäftigten, die 

Erwerbstätigenzahl sowie die Arbeitslosenquote. Nur so 

können schliesslich finanzpolitische Grundsätze, wie ei-

ne die zukünftigen Generationen nicht stärker belasten-

de Verschuldung, eingelöst werden. 

Emissionen vermindern 

Trotz deutlicher Verbesserung ist die Luftbelastung 

durch Stickstoffdioxid, Feinstaub und Ozon nach wie vor 

zu hoch. Die Grenzwerte konnten teilweise nicht ein-

gehalten werden, was zu weitergehenden Massnahmen 

im Luftreinhalteplan 2007 führte. Grösster Verursacher 

der Luftschadstoffemissionen ist der Verkehr. Eine 

nachhaltige und stadtgerechte Mobilität, die den Lang-

samverkehr und den öffentlichen Verkehr fördert, ist 

nach wie ein wichtiges Ziel. Dies insbesondere auch, 

um die mit dem Bau der Nordtangente erzielten Fort-

schritte bei der Lärmbelastung nicht durch das höhere 

Verkehrsaufkommen gleich wieder zunichte zu machen.  

Die CO2-Emissionen konnten im Zeitraum 1990 bis 

2010 um 10 % reduziert werden. Der Kanton Basel-

Stadt hat somit das bisherige Ziel des CO2-Gesetzes er-

füllt. Trotzdem müssen weiterhin grosse Anstrengungen 

für eine Reduktion der CO2-Emissionen unternommen 

werden. Das revidierte CO2-Gesetz wird eine weitere 

Reduktion von mindestens 20 % vorsehen, und als Mit-

glied der Klimabündnis-Städte Schweiz hat sich Basel 

zu einer Reduktion von 50 % verpflichtet, von dem wir 

noch weit entfernt liegen.  

Auch die Abfallmenge sowie der Trinkwasserverbrauch 

verzeichnen einen der nachhaltigen Entwicklung entge-

gen gesetzten Verlauf. Auch hier gilt es ein Augenmerk 

auf die künftige Entwicklung zu legen und politische 

Entscheide entsprechend zu fällen. 

Lebensqualität halten 

Die Ergebnisse im Bereich Gesellschaft zeigen, dass 

vor allem bei den typisch urbanen Phänomenen Hand-

lungsbedarf besteht: Die Anzahl der Sozialhilfeempfan-

genden muss stabilisiert und wenn möglich verringert 

und das Armutsrisiko herabgesetzt werden. Dazu muss 

auch die Integrationspolitik, basierend auf dem Integra-

tionsgesetz, mit ihren Mitteln des Förderns und 

Forderns beitragen. Mit präventiven, kontrollierenden 

und repressiven Massnahmen ist die Zahl der Delikte zu 

senken und das Sicherheitsempfinden weiter zu stär-

ken.   

Die Alterung der Gesellschaft wird künftig auch für den 

Stadtkanton eine der wichtigsten sozialen Herausforde-

rungen sein. Um die Attraktivität für Familien mit Kin-

dern zu steigern und um Voraussetzungen für eine op-

timale Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu schaffen, 

gilt es, die Angebote für familienergänzende Kinder-

betreuung weiter zu verbessern.  

Auch das Problem der anhaltenden Lohnungleichheit 

zwischen Frauen und Männern muss angegangen wer-

den.  

 

 

Eine wichtige Aufgabe ist es, in den kommenden Jahren 

die langfristige Entwicklung der verschiedenen Nachhal-

tigkeitsbereiche zu verfolgen. Die kurz- und mittelfristi-

gen Ziele und Massnahmen des Legislaturplans orien-

tieren sich grundsätzlich an den Anforderungen der 

nachhaltigen Entwicklung. Damit wird eine ausgewoge-

ne Berücksichtigung von wirtschaftlichen, ökologischen 

und gesellschaftlichen Aspekten garantiert. Deren Zu-

sammenwirken ist für eine dauerhafte und zukunftsfähi-

ge Kantonsentwicklung unerlässlich.  


